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Gestern wurde in der politischen Öffentlichkeit angekündigt: Das
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Digitale
Lesefassung
Für Bildschirm
und Ausdruck

Original online
wirkungsoekonomie.de/blog/linkedin/2025-10-10-neues-grundsicherungs-kapitel-
nur-ein-namenswechsel-eine-wok-analyse-zum-cdu-spd-plan-zur-abscha.html



Gestern wurde in der politischen Öffentlichkeit angekündigt: Das Bürgergeld soll abgeschafft und durch eine
„neue Grundsicherung“ ersetzt werden - mit schärferen Sanktionsregeln, kürzeren Karenzzeiten, schnelleren
Vermögenszugriffen und Vorrang für Vermittlung vor Qualifizierung.

Als Wirkungsökonom*in bleibt mir angesichts dieser Reformpläne mehr Sorge als Optimismus -
insbesondere, wenn die Sprache härter wird, aber die Konzepte nicht.

Was steckt hinter dem Protestwort „Abschaffung des Bürgergelds“?
In Wirklichkeit handelt es sich weniger um einen radikalen Systembruch, sondern um einen strategisch
inszenierten Rebranding- und Re-Sanktionsversuch:

Die Grundsicherung oder Sozialleistung - unter anderem mit Existenzsicherung, Wohnkostenzuschuss
und Unterstützungsleistungen - bleibt erhalten.

Neu ist die Betonung strenger Mitwirkung, schnellere Zugriffsmöglichkeiten auf Vermögen, kürzere
Karenzzeiten und verschärfte Sanktionen - bis hin zu vollständigen Kürzungen - bei „Verweigerung“.

Die Botschaft: Wer kooperiert, bleibt sicher versorgt. Wer nicht, riskiert Entzug.

Dieser rhetorische Wechsel von „Bürgergeld“ zu „Grundsicherung“ erzeugt Symbolkraft - aber ist der Wandel
substantiell?

Die Wirkungsökonomie spricht: Viele Baustellen

1. Sanktionen: Wirkung vs. Kollateralschäden
Strengere Sanktionen werden immer wieder angepriesen als Hebel zur Aktivierung. Doch die empirische
Evidenz ist gemischt:

Ja, manche kurzfristigen Effekte auf Beschäftigungsaufnahmen lassen sich beobachten.

Aber gleichzeitig zeigen Studien: Qualität, Stabilität und Nachhaltigkeit der Beschäftigungen leiden.

Zudem entstehen Nebenschäden: Kürzungen können Haushalte in Überschuldung stürzen,
Wasser-/Stromsperren, Wohnungslosigkeit oder Rückzug vom Jobcenter begünstigen.

Für Menschen mit gesundheitlichen oder psychosozialen Barrieren können Sanktionsdrohungen
existenzbedrohend werden.

Für die Wirkungsökonomie (WÖk) zählt nicht nur „Antrittsquote“, sondern Langzeitwirkung auf Leben,
Teilhabe und Stabilität.

2. Administrativer Overhead, geringer Nettoeffekt
Die Rechnung, dass harte Sanktionen große Einsparungen bringen, greift zu kurz:

Die Sanktionsquote ist empirisch klein; selbst radikale Kürzungen erreichen kaum die angepeilten
Einsparungsmargen.

Dafür steigt die Bürokratielast: Widersprüche, Klagen, Überprüfungen, Beratungsbedarf - das frisst Mittel
und Personal.



Im Sinne von Wirkungsökonomie: hoher Input, nur marginaler Output.

3. Verfassungsrisiken & Rechtssicherheit
Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zeigt starke Schranken gegenüber Leistungskürzungen
über 30 %. Voll-Kürzungen oder rigide Eskalationsstufen laufen Gefahr, verfassungswidrig zu sein - mit
Klagerisiken und Rückzahlungen. Rechtsunsicherheit ist ein systemischer Hemmschuh - und teuer.

4. Qualifizierung gewinnt nicht durch Kürzung
Der Vorrang „Vermittlung vor Qualifizierung“, insbesondere für Menschen über 30, zeugt von kurzatmigem
Denken:

In Zukunftsbranchen (Digitalisierung, Energie, Pflege, Klima) braucht es gezielte Qualifizierung,
Umschulung und Weiterentwicklung.

Wenn man Qualifizierungsangebote zurückstellt oder entwertet, verhindert man nicht Arbeitslosigkeit,
sondern verfestigt Niedrigqualifikation und Ausschluss von Zukunftsmärkten.

Effektive Aktivierungsprogramme kombinieren Verpflichtung mit attraktiven Qualifizierungspfaden -
nicht mit Drohkulisse.

5. Gesundheit, Kinder und gesellschaftliche Folgen
In Haushalten mit Kindern kann die Kündigung von Leistungen unmittelbare Versorgungsengpässe für
Ernährung, Mobilität und Bildung nach sich ziehen.

Gesundheitliche Belastungen (Stress, psychische Erkrankung) sind dokumentierte Folgen bei
Sanktionspolitik.

Letztlich entsteht ein gesamtwirtschaftlicher Mehrbelastungs-Effekt: Sozialkosten, Gesundheitskosten,
kommunale Unterstützung steigen.

6. Misstrauenskultur statt Vertrauensförderung
Ein Politikstil, der primär über Sanktionen spricht, sendet Signale: „Wir vertrauen nicht, wir drohen.“ Das
kann das Verhältnis zwischen Bürger*innen und Institutionen belasten, zivilgesellschaftliches Engagement
schwächen und demokratische Legitimität erodieren.

Wirkungsorientierte Alternativen (statt Symbolreformen)

A. Qualifizierung & Reskilling als Herzstück
Modulare, zertifizierte Weiterbildungen und Umschulungen besonders in Zukunftsbranchen
(Erneuerbare, Pflege, Digitalisierung, Bau-Sanierung).

Angebote direkt zugeschnitten auf aktuelle Arbeitsmarktlücken (Demand-Based Education).

Rechtliche Regelungen, dass diejenigen, die aktiv Qualifizierungsangebote wahrnehmen, weniger
Sanktrisiken durchs System tragen.



B. Bonus- statt Malusmechanismen
Anreize für Mitwirkung: Boni, zeitlich befristete Hinzuverdienstmöglichkeiten, Prämien für
Erfolgsabschlüsse.

System, das Mitarbeit belohnt und nicht primär bestraft - das zeigt in der Praxis bessere Nachhaltigkeit.

C. Sanktionsreform im verfassungsrechtlich sicheren Rahmen
Klare Staffelung mit Obergrenze (z. B. 30 %), Rückkehrmechanismen bei Mitwirkung, Schutz für
vulnerable Gruppen.

Ausgerichtet auf „Re-Engagement“, nicht auf Sanktionsexzesse.

D. Steuerung nach Impact-KPIs
Jobcenter und Träger werden über Wirkungskennzahlen gesteuert (Qualitätsbeschäftigung, Dauer,
Gesundheit, Schuldenabbau, Kinderwohl).

„Pay for Impact“ statt fallbasierter Finanzierung - Leistungsträger werden an realer Effektivität gemessen.

E. Integratives Case-Management
Einbindung von Schuldenberatung, Gesundheits-, Sucht-, Psych-, Familien-Services in Real-
Fallmanagement.

Ziel: Barrierenabbau (z. B. langwierige Gesundheitsprobleme) statt Androhung existenzgefährdender
Sanktionen.

Mein Appell
Politische Reformen im sozialen Sicherungssystem sind dringend - das steht außer Frage. Aber eine
Umbenennung des „Bürgergelds“ und vorwiegend schärfere Sanktionen bringen mehr Symbolwert als echte
Wirkungssteigerung.

Wenn wir Sozialpolitik mit WÖk im Sinn gestalten wollen, heißt es: weniger Drohkulisse, mehr (qualifizierte)
Wege raus aus der Abhängigkeit. Ein System, das Menschen dauerhaft stärkt, nicht verängstigt.
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